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Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Matthias Hauer für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Mit Ihrem Antrag haben Sie von der Linksfrak-
tion ganz tief in die politische Mottenkiste gegriffen.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Niemals!)

Sie präsentieren uns heute einen veralteten Antrag.

(Susanna Karawanskij [DIE LINKE]: Er ist 
immer noch richtig!)

Er ist vier Jahre alt, wurde damals nahezu wortgleich ge-
stellt und aus guten Gründen schon 2010 vom 17. Deut-
schen Bundestag abgelehnt. Ich sage Ihnen schon einmal 
eines voraus: Auch die Neuauflage heute wird scheitern; 
denn Ihr Antrag bedeutet nichts anderes als eine massive 
Steuererhöhung für den Mittelstand, und das wird es mit 
dieser Bundesregierung nicht geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Carsten Sieling [SPD])

Sie wollen, dass Freiberufler Ihre Gemeindewirt-
schaftsteuer zahlen; Sie wollen also eine neue Steuer zu-
lasten von Freiberuflern. Sie wollen, dass der Mittel-
stand durch eine veränderte Bemessungsgrundlage 
stärker belastet wird. Sie wollen also höhere Steuern 
auch für andere Selbstständige. Ich sage Ihnen sehr deut-
lich: Wir wollen das nicht. Ihre Pläne führen zu einer 
existenzgefährdenden Substanzbesteuerung. Wenn Sie 
dem Mittelstand die Luft zum Atmen nehmen, dann 
treiben Sie Unternehmen in die Pleite. Sinkende Steuer-
einnahmen, steigende Arbeitslosigkeit – das ist die Kon-
sequenz Ihres Antrags.

Ihr Antrag ist aber nicht nur inhaltlich falsch, er ist 
auch handwerklich schlecht. Sie fordern die Abschaf-
fung der Gewerbesteuerumlage. Davon würden jedoch 
die Kommunen profitieren, die ohnehin schon ein hohes 
Gewerbesteueraufkommen haben. Gerade den finanz-
schwachen Kommunen, denen wir alle helfen wollen, 
würden Sie mit dieser Maßnahme nicht helfen. Die in 
Ihrem Antrag beklagte Ungleichentwicklung zwischen 
armen und reichen Kommunen würde sich dadurch so-
gar noch verstärken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Bund hat in den vergangenen Jahren massive 
Anstrengungen unternommen, um die Finanzkraft aller 
Kommunen zu stärken. Die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung hat mit der Übernahme der Kosten der Grundsiche-
rung die größte Kommunalentlastung in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland umgesetzt. Allein im 
Zeitraum 2012 bis 2016 ist das eine Entlastung von 
knapp 20 Milliarden Euro. Von dieser Übernahme profi-
tieren insbesondere die finanzschwachen Kommunen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diesen Weg der konsequenten Kommunalentlastung 
geht die Große Koalition weiter. Beispielsweise wird der 
Bund die Kommunen mit dem Bundesteilhabegesetz um 
5 Milliarden Euro jährlich entlasten. Bereits vor der Ver-
abschiedung des Gesetzes wird mit einer Entlastung von 
jährlich 1 Milliarde Euro begonnen. Insgesamt profitie-
ren die Kommunen allein im Jahr 2014 direkt oder indi-
rekt von den Entlastungen durch den Bund in einer Höhe 
von 22,3 Milliarden Euro. Zumindest das hätten Sie von 
der Linksfraktion in Ihrem Antrag berücksichtigen müs-
sen.

Wir dürfen eines nicht übersehen: Die Finanzlage der 
Kommunen in Deutschland ist sehr unterschiedlich. 
Während im letzten Jahr die Kommunen insgesamt 
einen positiven Finanzierungssaldo von etwa 1,1 Mil-
liarden Euro aufweisen konnten, stehen einige Kommu-
nen buchstäblich mit dem Rücken zur Wand.

In den Städten Nordrhein-Westfalens ist die Lage be-
sonders dramatisch. Ich betone das; denn ich komme aus 
Nordrhein-Westfalen. Die sechs Städte mit der höchsten 
Gesamtverschuldung in Deutschland liegen allesamt in 
Nordrhein-Westfalen. Fast die Hälfte aller Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen, genauer gesagt: 177 von 396 Ge-
meinden, befindet sich in einer Haushaltsnotlage, Ten-
denz steigend. Beispielsweise drohte meiner Heimat-
stadt noch vor einigen Jahren der vollständige Verzehr 
des Eigenkapitals. Auch wenn ein breites Parteienbünd-
nis vor Ort mit klugen Entscheidungen dafür gesorgt hat, 
dass Essen heute erstmals seit 1982 keine neuen Schul-
den mehr macht, belasten uns die Altschulden weiterhin 
massiv.

Vor allem der zunehmende Anteil der Kassenkredite, 
also sozusagen der Dispokredit der Kommunen – Frau 
Karawanskij, das haben Sie schon erwähnt –, bereitet mir 
große Sorgen. Ein Problem ist, dass diese Kassenkredite 
eben nicht an Investitionsausgaben geknüpft sind und dass 
eine mögliche Erhöhung der Zinssätze wie ein Damokles-
schwert über den Kommunen schwebt. Die Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen haben – das sei noch erwähnt – 
mehr Kassenkredite aufgenommen als alle anderen Kom-
munen in allen anderen Bundesländern zusammen.

Es ist auch kein Zufall, dass vor allem Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen betroffen sind. NRW hat den 
höchsten Kommunalisierungsgrad in ganz Deutschland. 
Das heißt, nirgendwo anders werden so viele Aufgaben 
und damit auch so viele Ausgaben vom Land auf die 
Kommunen übertragen. Diesem hohen Kommunalisie-
rungsgrad steht gerade in Nordrhein-Westfalen leider ein 
völlig unzureichender kommunaler Finanzausgleich 
durch das Land gegenüber. Hier muss das Land endlich 
seiner Verantwortung gerecht werden; denn es ist Auf-
gabe des jeweiligen Bundeslandes, für eine angemessene 
finanzielle Ausstattung der Kommunen zu sorgen. So 
könnte den notleidenden Kommunen tatsächlich gehol-
fen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich komme nun zum Schluss. Der Bund leistet trotz 
der klaren Länderzuständigkeit einen wichtigen Beitrag 
zur finanziellen Stärkung der Kommunen. Diesen Weg 
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muss der Bund weiterhin gehen. Der Antrag der Links-
fraktion nutzt den finanzschwachen Kommunen hinge-
gen überhaupt nichts. Er führt stattdessen zur Belastung 
des Bundeshaushalts. Er gängelt den Mittelstand mit hö-
heren Steuern. Deshalb gehört dieser Antrag dahin, wo 
er herkommt: in die politische Mottenkiste, verbunden 
mit der Hoffnung, dass Sie uns diesen Antrag in vier 
Jahren nicht erneut vorlegen.

(Zuruf von der LINKEN: Vorher schon!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Hauer, das war Ihre erste Rede im Deutschen 

Bundestag. Ich wünsche Ihnen im Namen des gesamten 
Hauses viel Erfolg für Ihre Arbeit.

(Beifall)

Das Wort hat die Kollegin Britta Haßelmann für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren Besucherinnen und Besucher! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist gut, wenn wir im Deutschen Bun-
destag Gelegenheiten finden, uns mit dem Thema Kom-
munalfinanzen zu befassen. Herr Hauer, viele machen es 
sich ein bisschen zu einfach, insbesondere Sie. Ich habe 
Ihnen während Ihrer Rede keine Zwischenfrage gestellt, 
und ich habe auch nicht dazwischengerufen; denn es war 
Ihre erste Rede. Herzlichen Glückwunsch! Aber zu sa-
gen, das sei alles Ländersache, ist ein bisschen zu ein-
fach. Da machen Sie sich einen schlanken Fuß.

Wir, der Bund, haben eine Verantwortung für die 
Kommunen. Es gibt viele Bundesleistungsgesetze, für 
die der Bund nicht ausreichend finanzielle Verantwor-
tung trägt, was sich in den Kommunen widerspiegelt. 
Wir müssten in diesem Parlament längst eine Debatte 
darüber führen. Ihre Analyse greift wirklich zu kurz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Stichwort „Eingliederungshilfe“: Ein Bundesleis-
tungsgesetz mit einem Bundesteilhabegeld müsste auf 
den Weg gebracht werden. Für die Eingliederungshilfe 
werden im Moment bundesweit rund 13 Milliarden Euro 
ausgegeben. Diese Hilfe wird zum Beispiel in Nord-
rhein-Westfalen zu 100 Prozent von den Kommunen fi-
nanziert. Auch in vielen anderen Bundesländern ist das 
eine kommunale Leistung. Daran sehen wir doch ganz 
eindeutig, dass für die in dem entsprechenden Bundesge-
setz verankerten Leistungen, die jedem Menschen mit 
einer Behinderung zustehen, nicht die Kommunen die fi-
nanzielle Verantwortung übernehmen sollten; hier ist 
vielmehr der Bund in der Pflicht. Ich finde es ziemlich 
abenteuerlich und eigentlich auch ein Stück weit erbärm-
lich, dass Schwarz-Rot gesagt hat: Ab 2018 entlastet der 
Bund die Kommunen um 5 Milliarden Euro. Das war im 
Fiskalpakt mit den Ländern anders vereinbart. Allein an 

diesem einen Bundesleistungsgesetz zeigt sich ganz 
deutlich, wie wichtig die Frage der Verantwortung des 
Bundes für die Kommunen ist. Daran gibt es nichts he-
rumzureden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Ein zweiter Punkt. Gerade in Bezug auf Nordrhein-
Westfalen wollen wir daran denken, dass wir mehrere 
Verfassungsgerichtsurteile haben, die die schwarz-gelbe 
Landesregierung leider ausgelöst hat.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Frau 
Haßelmann, Sie haben die Verfassung gebro-
chen! Verfassungsbrecher!)

Wir haben allein in den letzten drei Jahren in Nordrhein-
Westfalen – um da einmal für Klarheit zu sorgen – über 
300 Millionen Euro zusätzlich an die Kommunen gege-
ben. Die hatten Sie den Kommunen entzogen. So sieht es 
auch republikweit aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linken, es 
geht heute um Ihren Antrag. Deshalb will ich zum 
Thema Gewerbesteuer auch noch etwas sagen. In der 
Tat, auch wir glauben, dass die Weiterentwicklung der 
Gewerbesteuer zu einer kommunalen Wirtschaftssteuer 
sinnvoll und richtig ist. Es geht hier um die Frage: Wie 
können wir Bemessungsgrundlagen verbreitern? Wie 
können wir die Einnahmen verstetigen? Richtig und 
wichtig ist, darüber zu diskutieren. Das werden wir im 
Folgenden im Fachausschuss tun.

Ich glaube, dass der Ansatz mit der Gewerbesteuer-
umlage ziemlich kompliziert ist. Den teilen wir in der 
Sache so nicht. Bei dem Verteilungsmechanismus zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen müssten wir dann 
natürlich sehr schnell auch über die Einkommensteuer 
reden. Deshalb müssen wir mit sehr großer Vorsicht dar-
angehen.

Insbesondere in Bezug auf die Kommunen mit Kassen-
krediten und die notleidenden Kommunen muss man Fol-
gendes sehen: Die Disparität der Kommunen – Herr 
Hauer, da hatten Sie recht – ist sehr groß. Es gibt arme 
Kommunen, es gibt reiche Kommunen. Es gibt einen 
Überschuss von 1,7 Milliarden Euro, der sich aber sehr 
ungleichmäßig verteilt. Zeitgleich gibt es eine Steigerung 
der Kassenkredite. Das zeigt schon, wie schwierig und 
wie unterschiedlich die Lage der Kommunen ist. Ich 
glaube, ein Schlüssel bei der Frage der Entlastung der 
Kommunen ist das Thema „soziale Kosten“, und zwar 
viel eher als das Thema „Weiterentwicklung der Gewer-
besteuer“. Darauf müssen wir jetzt auch als Bund den Fo-
kus legen. Wir sind dazu bereit. Wir sind gespannt, wann 
Sie endlich bereit sind, die Zusagen an die Kommunen 
einzulösen, die Sie in Ihrem Koalitionsvertrag gemacht 
haben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)


